
bei solchen Bekanntschaften in Bezug auf die Annahme eines Befangen-
heitsgrundes in aller Regel zurückhaltend. Grundsätzlich rechtfertigt ein
blosses «Kennen» von Amtspersonen und privaten Personen noch kei-
nen Ausstand. So gibt der Staatsgerichtshof zu bedenken, dass dann,
wenn eine persönliche Bekanntschaft ausreichen würde, um eine Befan-
genheit zu begründen, gerade in einem kleinen Land wie Liechtenstein
die Funktionsfähigkeit der Justiz ernstlich beeinträchtigt wäre.255

Stellte der Staatsgerichtshof bis vor kurzem nur auf das Verhältnis
zwischen Richterperson und Verfahrenspartei ab, um die Befangenheit
zu beurteilen, so zieht er in seiner neueren Rechtsprechung auch den
Parteienvertreter in Betracht. In StGH 2009/65 erklärt er, «dass keine
überzeugenden Gründe ersichtlich sind, ein Naheverhältnis zwischen
Richter und Parteienvertreter unter dem Aspekt der Ablehnung wegen
Befangenheit als unbeachtlich zu werten.»256 Die Frage, ob die Bezie-
hung zwischen Richter und Parteienvertreter und Richter und Verfah-
renspartei in jeder Hinsicht als gleich zu behandeln ist, lässt er offen.257

Er betrachtet aber unter Berücksichtigung der besonderen Fall- und Ver-
fahrenskonstellation eine in der Vergangenheit liegende Nahebeziehung,
konkret eine sehr lange zurückliegende Schulfreundschaft und Wohnge-
meinschaft des erkennenden Richters mit einem Parteienvertreter als
äussere Umstände, die geeignet sind, den Anschein der Befangenheit des
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255 StGH 2009/69, Urteil vom 14. Dezember 2009, nicht veröffentlicht, S. 12 f. Erw. 2.3
unter Verweis auf VBI 2001, LES 2002, 87 (89 Erw. 8) und StGH 1999/57, LES 2003,
67 (70 Erw. 5.2). Vgl. dazu aber auch StGH 1961/2, Gutachten vom 14. Dezember
1961, ELG 1962–1966, S. 179 (181), wo der Staatsgerichtshof noch eine durchaus
strengere Position vertrat.

256 StGH 2009/65, Urteil vom 18. Januar 2010, nicht veröffentlicht, S. 12 f. Erw. 3 un-
ter Bezugnahme auf Tobias Michael Wille und das neuere schweizerische Schrift-
tum; siehe auch StGH 2009/67, Urteil vom 18. Januar 2010, nicht veröffentlicht, 
S. 12 f. Erw. 2.1.3, und StGH 2009/68, Urteil vom 18. Januar 2010, nicht veröffent-
licht, S. 13 f. Erw. 2.2.4; siehe für die Schweiz Steinmann Art. 30 BV, S. 629 Rz. 11,
der unter Hinweis auf BGE 133 I 1 E. 5.2 ausführt, dass eine Beziehungsnähe zwi-
schen einem Richter und einem Rechtsvertreter, die das sozial Übliche übersteigt,
den objektiven Anschein der Befangenheit begründen kann.

257 StGH 2009/65, Urteil vom 18. Januar 2010, nicht veröffentlicht, S. 12 f. Erw. 3; siehe
auch StGH 2009/67, Urteil vom 18. Januar 2010, nicht veröffentlicht, S. 12 f. Erw.
2.1.3, und StGH 2009/68, Urteil vom 18. Januar 2010, nicht veröffentlicht, S. 13 f.
Erw. 2.2.4.
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